
11- 4<! der Beilagen zu den Stenngraphischen Protokollen 
• 111 a .........i..t-+ .... -

A n t rag 

der Abgeordneten Dr. Nowotny, Dr. Schüssel 

und Genossen 

No ....... 1.~ ... ./ A 
Präs.: 2 4. FEB. 1987 

••••••••••••••••••••••••••••••• 

betreffend ein Bundesgesetz mit dem das Bundeshaushaltsgesetz 

geändert wird (BHG-Novelle 1987) 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Bundesgesetz vom ••• ee8."G'~ mit dem da. Bunde.haushaltsgesetz 

geändert wird (BHG-Novell. 1981) 

Der Nationalrat hat 'beschlossen: 

Artikel I 

Das aundesgesetz über die Führunq de. Bund •• haushalta (Sundes­

haushaltsgesetz). BGB!. Nr. 213/1986. wird wie tolgt geändert: 

1. Im Titel hat der Klammerausdruck zu lauten: 

~Bundeshaushaltsg.s.tz - BHG". 

2. Dem § 6 ist als Ab •• 6 anzufügen: 

~Der Sundesmin1ster fUr Finanzen hat hiezu 1m Einv.rnehmen mit 

dem Rechnungshof die näheren aestimmungen durch Verordnung zu 

erlassen", 

3 • § 8 Abs. 5 hat zu lauten: 

.. § 6 Abs. 5 und 6 gelten sinngemäß." 

4. Im § 16 Abse .... är. der Klammerausdruck ,,§ 62 Abs. 2" 

durch § 65 Ab •• 2 .. zu ersetzen. 

S. Im § 16 Abs. 3 .l.st nach den Worten "Rechtstriger des 

öffentlichen Rechts" einzufügen: 

"sowie an Bundesbetriebe und rechtlich unselbständige 

Sonderverma9.n des Bundes". 
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6. ra , 38 Ab •• 2 hat es statt "§ S3 Ab •• 5" richtig "§ 53 

Aba. 6- zu lauten. 

7. Im § 51 Abs. 4 hat es statt "FinanZjahr.rs· richtig 

"Finanzjahres" zu lauten. 

8. Im ersten Satz des § 52 Ab •• 2 lautet •• statt "~inge­

langt oder die bis zu diesem Zeitpunkt anerkannt worden i.t M 

richtig "eingelangt ist oder die bis zu diesem Zeitpunkt aner­

kannt worden sind". 

9. Im ersten Satz des i 67 Abs. 4 hat es statt "in der Form" 

richtig "in Form und Inhalt" zu lauten. 

10. ~ 100 Abs. hat zu lauten: 

"Dieses Bundesgesetz tritt - mit Ausnahme der Sf 12 und 

13 SOW1e de~ IV. AbSChnittes, die erstmalig auf die Erstellung 

des Entwurfe. für das Bunde3fin"nzge~etz 1988 anzuwenden s~nd _ 

m 1 t 1 c J 11 n n • r 1 9 8 7 1. n K r a f t ~ ., 

11. I 111 , 100 Ab!. 2 Z .. hat an die Stelle des StriChpunktes 

ein Beistrich zu treten, dem tolgendes anzufügen ist: 

"mit Ausnahm. des Arte 6 Abschnitt A Punkte I bis VII, die 

noch tür die Erstellung des Entwurfes für das Bundesfinanzge.etz 

1987 anzuwenden sind.~ 

Artikel II 

Die Zuständigkeit zur Voll ziehung des Art. I richtet sich 

nach § 102 des Bundeshaushaltsgesetzes. 

In formeller Hinsicht wird beantragt,\diesen Antrag unt~r 
Verzicht auf die erste Lesung dem F~nanzausschuß ~UZUWClsen. 

13/A XVII. GP - Initiativantrag  (gescanntes Original)2 von 5

www.parlament.gv.at



Allgemeine Bemerkungen: 

Das am 4. April 1986 vom Nationalrat beschlossene Bundes­

haushaltsgesetz (BGBI. Nr. 213/1986) ist gem. § 100 Aba. 

leg.cit.mit 1. Jänner 1981 in Kraft getreten. 

Da die Regierungsvorlage vom 14. Oktober 1986 betreffend den 

Entwurf des Bundesfinanzgesetz~s 1987 infolge der vorze1t1gen 

Auflösung des Nationalrates in der XVI. Gesetzgebungsper10de 

nicht mehr parlamentarisch behandelt werden konnte und daher ab 

1. Jänner 1987 die Bestimmungen des Art. 51 Aba. 5 B-VG i.d.F. 

der B-VG-Novalle 1986, 8GBI. Nr. 212, Uber da. BUdgetprovisorium 

an~uwendcn nind, b09~oht dia !lotwondigk~1t, innerhalb der ersten 

vier Monate des lfd.J. e~nßn neu~n Entwurf fUr da3 BFG 1987 ein-

zubringen. 

Diesor Entwurf hat i~ formeller Hinaieht - i~ Gogens~t% zu 

der vorerwähnten RDgie~~ngDvorl~gQ - auch don mit 1. Jinnnr 1987 

in Kraft getrotenen De9t1mmung des Bundosh~ughalt9gegetze9 Uber 

die" Budgetprognoso" (§ 12) und das" rnvestitionsprogramm" (§ 13) 

sowie über die "Veransehlagung" (IV. Abschnitt, §§ 16 bis 36) 

Rechnung zu tragen. 

Der Anwendung dieser Vorschriften auf die Erstellung des 

neuen Entvurtee tür das BFG 1987 stehen jedoch schwerwiegende 

vervaltunq.techniache Schwierigkeiten entgegen, die darin be­

gründet sind, daß einerseits für die Erstellung des Entwurfes 

(inkl. der Be1lagen über die "BUdgetprognose" und das "In­

vestitionsprogramm") ein zu kurzer Zeitraum angesichts einer der­

art grundlegenden Umstellung, dia ursprünglich erst für den Ent­

wurf de9 BFG 1988 gedacht war, ~ur Verfügunq steht und anderer­

seits der Bundosrechnung~abnchlua 1987 sinnvollerw~ise nur von 

Grundlaguu (Budge~proviao~ium und dctinit1vQ~ BFG 19B7) aU9gehen 

kann, die nach einheitlichen Vernn~chl~g~ngskriter1en erstellt 

~ind. 

DieSQ Ubcrlcgungen l~iuon Q~ geboton ßrschoinen, oino 

Novallierung d~r 1n § 100 Ab50 und 2 ilHG yorge~eh.nen 8e-

stimmungen Uber das InkraftrGten in der Richtuhg herbei zu-
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flihren l daß die Vorschriften d!.'H!' §§ 12 und 13 sowie des IV. 

Ab9cbni~~oß ~r$tmalig auf dia Er~tollung de~ Entwurfes fUr da9 

aund~~finanngQQQt3 1988 anzuwenden sind1 dcmant3prechend hätten 

fijr d1~ V~rmn8~hl~9ung im (d~fin~tiv.n) Bundenfinanzgesotz 1987 

~eiterhin di~ B~5tim~ungen dan Art. 6 Abachnitt A Punkt I big VI! 

des Verwaltun~50ntl~stung9ge9~tz6~ wirksam zu bleiben. 

Bei dieser Gelegenhoit wären aucb noch einige geringfUgige 

inhaltliche bzw. redaktionelle Sarichtigunqen und Ergänzungen des 

Bundeahaushaltsgesetzes vorzunehmen. 

Zu den einzelnen Beß~~mmunqen des Art. I: 

Zu z.t: D1e EinfUgung der Kurzbezeichnunq "BRG- soll einor 

Vereinfachung der Zltlerung dienen. 

Zu Z.2: Die bi~her in diesar Bestimmung v~r38hentllch unter­

blJ.ebane Verordnungs ermächtigung steht im Einklang mit gleich­

~rtigen Regelungen in den §§ 7 bis 10 sowie mit § 6 das 

Rechnungshofgonotzes OGB1. Nr. 144/1948. 

Zu 2.3: Dl.esc Anderung trägt der EinfUgung das Ab~. 6 im § 6 

Rechnung. 

Zu Z.4,6 und 7: Diese Bestimmungen betroffen Druckfahlerbe­

richtigungen. 

Zu Z.5: Da die dem § 16 Abs. 3 zugrundeliegenden Über­

legungen (Vermeidung von das Budget unnötig aufblähenden Doppel­

budgetierunq_n) auch hinsichtlich der Bundesbetriebe und recht­

lich un.elbstindigen Sondervermögen des Bundes (vgl. § 2 des 

Katastrophenfondsgesetzes Nr. 396/1986) gelten, sollen auch diese 

in die vorgosehene Regelung einbezogen werden. 

Zu Z.B: Die~e indorung betrifft oine sprachliche Richtig­

stellung. 

Ubereinstimmung rni~ § 68 ist folg~r1chtigcrweisa 

auch § 67 Abn. 4 nicht bloß auf d~a "Form~. Dondern auch auf den 

.• In h ",1 t" dDr '. i\ n 0 r d n tl n gen" '11 b ~ u S 1: c 11 e n • 
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Zu 2.10: für die vorgesehene Änderung der 3est~rnmung über 

aas rnkr~ttr.t.n sind d~e in den RAllqemeinen 3emerkungen» aus­

führlich derq.leqten Uberlegunqen m~ageb~nd. 

Zu Z.1l: Diese ~infUgunq ist 1m Hinblick auf dia nunmehr i~ 

§ 100 Ahs. 1 vorge5chen~ ~nd~rung de~ ZOitpunktDs de$ rnkr~fc­

tretens der Veranschlagungsbostimmungen erforderlich, um klarzu­

stellen, welche Bestimmungen für die Veranlchlagung im 9unde~­

finanz gesetz 1987 anzuwenden sind. 
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